
Anlage 2 zur GRDrs 842/2009 
Stellenschaffung zum Stellenplan 2010
	Org.einheit

(aut. Stpl.)
	Amt
	Stellen-

wert

Haushalt
	St.

Schl.
	Funktionsbezeichnung
	Anzahl der

Stellen
	Stellen-

vermerk
	Durchschnittl. jährl. kosten-wirksamer Aufwand    €

	10-4


	Haupt- und 
Personalamt
Abt. IuK

	EG 9 TVöD
	
	Sachbearbeiter/in für die Abrechnung der Telekommunikationskosten
	1,5
	
	0


1.
 Antrag, Stellenausstattung

Beantragt wird die Schaffung von 1,5 Stellen beim Haupt- und Personalamt für die Sachbearbeitung zur gesamtstädtischen Abrechnung und internen Verrechnung der Telekommunikationskosten sowie zur Betreuung des Auftragswesens mit externen Dienstleistern im Telekommunikationsbereich (als Beschäftigte in Entgeltgruppe 9 TVöD).  

2.
Schaffungskriterien

Die Betreuung der Mobilfunkgeräte wird derzeit von der EnBW im Rahmen des Fernmeldevertrags erbracht. Die monatlichen Kosten für diese Dienstleistung belaufen sich derzeit auf ca. 10.712 EUR monatlich, damit 128.544 EUR jährlich. Diese Gerätebetreuung könnte nach der beantragten personellen Aufstockung des TK-Teams komplett durch städtisches Personal erbracht werden. Die Stellenschaffung ist damit mindestens kostenneutral.
3.
Bedarf

3.1 Anlass



Der Gemeinderat hat am 27.4.2005 dem weiteren Vorgehen beim „Vertrag über das Fernmeldewesen der Stadt“ mit der EnBW Regional AG verschiedenen Alternativen zugestimmt (vgl. GRDrs 1059/2004). Die Prüfung der Alternativen ergab, dass die Ab- und interne Verrechnung der Telefonkosten neu organisiert  und künftig durch das Haupt- und Personalamt Abt. IuK vorgenommen wird. Dies wurde mit GRDrs 865/2005 umgesetzt. 

3.2
Bisherige Aufgabenwahrnehmung

Die kompletten Aufgaben im Bereich „Telekommunikation und Datennnetze“ werden bisher bei der Abt. IuK durch 4,0 Stellen wahrgenommen; lediglich die Betreuung der Mobilfunkgeräte wird bisher durch die EnBW Regional AG durchgeführt. Die Anzahl der inzwischen eingerichteten DSL-Anschlüsse sowie die Anzahl der Mobilfunkverträge ist seit dem Jahr 2005 drastisch angestiegen. Im gleichen Zeitraum stiegen auch die Aufträge der Ämter zur Einrichtung neuer bzw. Verlegung bestehender Telefonanschlüsse und der Ausbau der Datennetze in städtischen Liegenschaften. Der damit verbundene Mehraufwand kann mit dem derzeitigen Personal nicht mehr bewältigt werden. Durch die  Übernahme der Betreuung der Mobilfunkgeräte von der EnBW verbunden mit 1,5 zusätzlichen Stellen könnte der Mehraufwand insgesamt kompensiert werden.
3.3 
Auswirkungen bei Ablehnung der Stellenschaffungen

Um Arbeitsrückstände zu vermeiden müssten zur Einrichtung bzw. Verlegung von Telefon-Anschlüssen und anderen Dienstleistungen im Bereich der Telekommunikation externe Personalressourcen eingekauft werden, was aus wirtschaftlichen Gründen abzulehnen ist, da es sich nicht nur um einen vorübergehend erforderlichen Stellenbedarf handelt. Die Arbeit erfordert hohe Kenntnisse der städtischen Telekommunikationseinrichtungen und hohes technisches, wie auch kaufmännisches Verständnis. Es ist daher grundsätzlich von einer längeren Einarbeitungszeit auszugehen. Außerdem kann der Vertrag über die Betreuung der Mobilfunkgeräte mit der EnBW nicht abgelöst werden.

Im Falle einer Ablehnung der Stellenschaffung sind erhebliche Verzögerungen bei der internen Verrechnung, bei der Vertragsabwicklung Mobilfunk und bei den gesamten Datennetz- und Telekommunikationsprojekten nicht zu vermeiden. Auch wirkt sich der Personalengpass auf die Arbeitsqualität und die Rechnungsprüfung aus – die Doppikumstellung wäre kaum realisierbar.  
4. Stellenvermerke

Keine

2

